
ung) nicht in Betracht kommt. Insgesamt kann mangels entsprechender Hinweise auf kon-
krete, schwere Beeinträchtigungen des A in seiner Privatsphäre nicht davon ausgegangen
werden, dass eine Disproportionalität von den privaten Belangen des A gegenüber den all-
gemeinen öffentlichen Interessen besteht.

Hinweis: In Betracht kämen etwa neben der konkreten Gefährdung der sozialen Lebensäußerungen
gesteigerte Besucheraufkommen oder erhebliche Verstärkung von Verkehrs- und Lärmemissionen.

Die privaten Interessen des A wurden entsprechend ihrem Gewicht in die Abwägung einge-
stellt und im Hinblick auf Umgebungsbebauung und planerische Konzeption der Stärkung
des Ortsbildes abgewogen.
Bezüglich der Abstandsflächenverkürzung ist kein Abwägungsmangel festzustellen.

bb) Rücksichtnahmegebot. Eine Abwägungsdisproportionalität könnte jedoch darin liegen,
dass aufgrund der Größe und der Höhe des geplanten Gebäudes dieses als rücksichtslos
einzustufen wäre. Die geplante Anlage überragt die umstehenden Gebäude um zwei Meter.
Um hieraus einen Verstoß gegen das Rücksichtnahmegebot abzuleiten, müsste jedoch eine
unzumutbare Beeinträchtigung der benachbarten Grundstücke gegeben sein (BVerwG
BeckRS 1981, 31321248 = juris, Rn. 33). Dies ist der Fall, wenn von dem geplanten Gebäude
eine erdrückende oder abriegelnde Wirkung ausgeht, vor allem bei nach Höhe und Volumen
übergroßen Baukörpern in geringen Abstand zu benachbarten Wohnhäusern (vgl. Troidl
BauR 2008, 1829). Dabei dienen Höhe und Ausdehnung sowie die Distanz der baulichen
Anlagen in Relation zur Nachbarbebauung als maßgebliche Kriterien. Der geplante Baukör-
per ist nicht erheblich höher als die umliegenden. Eine erdrückende oder abriegelnde Wir-
kung ist nicht festzustellen. Damit ist ein Verstoß gegen das Rücksichtnahmegebot nicht
gegeben. Ein Abwägungsfehler diesbezüglich kommt nicht in Betracht.

e) Zwischenergebnis zur materiellen Rechtmäßigkeit
Der Bebauungsplan ist materiell rechtmäßig.

III. Zwischenergebnis Begründetheit
Der Bebauungsplan ist rechtmäßig und damit wirksam. Der Antrag des A ist unbegründet.

D. GESAMTERGEBNIS
Zwar liegen die Sachentscheidungsvoraussetzungen vor, der Antrag ist aber unbegründet. Er
wird daher keinen Erfolg haben.
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& SACHVERHALT
Die ungarischen Behörden löschten 2014 und 2015 die Nießbrauchsrechte an landwirtschaft-
lichen Flächen in Ungarn ohne Entschädigung aufgrund nationaler Normen, die besagen, dass
solche Rechte künftig nur Personen zustehen dürfen, die in einem nahen Angehörigenver-
hältnis zum Eigentümer der betreffenden landwirtschaftlichen Flächen stehen. Die Kläger,
Inhaber solcher Nießbrauchsrechte, sehen hierin einen Verstoß gegen das Unionsrecht.

* Die Autorin ist wissenschaftliche Mitarbeiterin am Lehrstuhl von Prof. Dr. Dr. Rainer Hofmann für Öffentliches Recht,
Völkerrecht und Europarecht an der Goethe-Universität Frankfurt a.M. Die Klausur wurde im Sommersemester 2018 als
Abschlussklausur der Vorlesung Europarecht I gestellt. Der Sachverhalt lehnt sich an EuGH EuZW 2018, 330 – „SEGRO“ Kft.
ua/Vas Megyei Kormányhivatal Sárvári Járási Földhivatala ua an). Die Klausur verbindet grundlegende Themen des Pflichtfach-
stoffs im Europarecht (Vorabentscheidungsverfahren, Kapitalverkehrs- und Niederlassungsfreiheit) mit der Prüfung der Ver-
letzung von Unionsgrundrechten der GRCh. Dabei werden von den Bearbeitern keine detaillierten Kenntnisse erwartet, sondern
die Fähigkeit, mit solidem Grundlagen- und Strukturwissen mit weniger vertrauten Normen zu arbeiten.
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SEGRO ist eine Handelsgesellschaft mit Sitz in Ungarn, deren Gesellschafter natürliche
Personen mit der Staatsangehörigkeit anderer Mitgliedstaaten sind und in Deutschland woh-
nen. SEGRO erwarb Nießbrauchsrechte an zwei in Ungarn gelegenen landwirtschaftlichen
Grundstücken. Diese Rechte wurden ins Grundbuch eingetragen. Wie sich im Einzelnen aus
den schriftlichen Erklärungen der ungarischen Regierung ergibt, wurden diese Rechte vor
dem 1.1.2002 bestellt und am 8.1.2002 ins Grundbuch eingetragen. Mit zwei Bescheiden vom
10. und 11.9.2014 löschte die Regierungsbehörde für das Komitat Vas (Grundbuchamt des
Kreises Sárvár) diese Nießbrauchsrechte im Grundbuch und berief sich dabei auf § 108 I des
ungarischen Gesetzes von 2013 über Übergangsregelungen und auf § 94 V des ungarischen
Grundbuchgesetzes.
Zur Stützung ihrer beim ungarischen Verwaltungs- und Arbeitsgericht erhobenen Klage

machte SEGRO unter anderem geltend, dass diese Bestimmungen sowohl gegen das ungari-
sche Grundgesetz als auch das Unionsrecht verstießen. Das Gericht rief das ungarische
Verfassungsgericht an und beantragte, die Verfassungswidrigkeit von § 108 I des Gesetzes
von 2013 über Übergangsregelungen und von § 94 V des Grundbuchgesetzes festzustellen,
soweit diese Vorschriften zum Erlöschen in der Vergangenheit bestellter Nießbrauchsrechte
führen und deren Löschung im Grundbuch verlangen, und die Anwendung dieser Vorschrif-
ten auf den vorliegenden Fall zu untersagen. In seinem Urteil Nr. 25 vom 21.7.2015 wies das
ungarische Verfassungsgericht diese Anträge zurück.
Das ungarische Verwaltungs- und Arbeitsgericht ist der Auffassung, dass die in Rede

stehenden nationalen Vorschriften mit dem Unionsrecht unvereinbar seien. In Anbetracht
des Risikos, dass die Nießbrauchsrechte vorzeitig entzogen werden könnten, obwohl sie sich
aus gültigen Verträgen ergäben, seien die nationalen Vorschriften geeignet, Staatsangehörige
anderer Mitgliedstaaten als Ungarn von der Ausübung ihrer Rechte in Form des Erwerbs von
Nießbrauchsrechten an landwirtschaftlichen Flächen abzuhalten. Darüber hinaus sei zu be-
rücksichtigen, dass nach ungarischem Recht zwischen 1992 und 2002 für Personen anderer
Mitgliedstaaten als Ungarn, die einzige Möglichkeit, dingliche Rechte an landwirtschaftlichen
Flächen in Ungarn zu erwerben, gerade darin bestand, Nießbrauchsrechte an diesen Flächen
zu erwerben. Dies habe zu einer Erhöhung der Zahl von Staatsangehörigen anderer Mitglied-
staaten geführt, die Inhaber eines Nießbrauchs an solchen Flächen sind. Dieser Umstand lege
nahe, dass Personen anderer Mitgliedstaaten als Ungarn stärker von der nationalen Regelung
betroffen seien.
Zu den Zielen, die mit dem Gesetz von 2013 über landwirtschaftliche Flächen verfolgt

werden, gibt das ungarische Verwaltungs- und Arbeitsgericht Auszüge aus dem Urteil Nr. 25
des Verfassungsgerichts vom 21.7.2015 wieder. Aus diesen Auszügen geht unter anderem
hervor, dass mit ihm das nach dem Regimewechsel allgemein anerkannte und akzeptierte und
durch Art. P des Grundgesetzes in der Verfassung verankerte nationale strategische Ziel
verfolgt wird, wonach Anbauflächen im Wesentlichen nur im Eigentum der natürlichen
Personen stehen dürfen, die sie bewirtschaften. Grundeigentum soll danach zur Bewirtschaf-
tung und nicht als Investition für die Zukunft erworben werden dürfen, dh um einen Gewinn
zu erzielen, der sich aus der Steigerung des Preises der Flächen ergibt. Solchen missbräuchli-
chen Erwerbspraktiken soll durch die neue Regelung ein Riegel vorgeschoben werden. Weiter
sollen dadurch auch andere rechtspolitische Ziele verfolgt werden. Unter anderem ziele die
nationale Regelung darauf ab, dass der Verkauf von land- und forstwirtschaftlichen Flächen
und die Bestellung von Hypotheken an solchen Flächen zur Absicherung von Krediten ihre
Bewirtschaftung durch neu gegründete Unternehmen tatsächlich erleichtern können, dass
Eigentum in einer Größe gebildet werden kann, die eine lebens- und wettbewerbsfähige
landwirtschaftliche Produktion ermöglicht.
Ferner soll die auf Eigentum beruhende Struktur der Landwirtschaft nicht durch die

verhängnisvollen Auswirkungen der Zerstückelung der Agrarflächen bedroht werden.
Schließlich soll Landflucht und Abwanderung aus ländlichen Gebieten verhindert werden.
Nach Ansicht des ungarischen Verwaltungs- und Arbeitsgerichts hat der ungarische Ge-

setzgeber jedoch die Notwendigkeit der in Rede stehenden Regeln nicht hinreichend darge-
legt, da die Begründung des Gesetzes von 2013 über Übergangsregelungen es insbesondere
weder erlaube, im Gesetz oder in dessen Begründung ein ausreichend belegtes, legitimes und
im Allgemeininteresse liegendes Ziel zu erkennen, noch Argumente erkennen lasse, die die
undifferenzierte Löschung der Nießbrauchsrechte ohne Entschädigung und ohne angemesse-
nen Übergangszeitraum rechtfertigten. In Bezug auf den letztgenannten Aspekt werde auch
nicht dargetan, weshalb es notwendig sein solle, den Zeitraum des möglichen Fortbestands
der betreffenden Nießbrauchsrechte bis zu ihrer Löschung von zuvor 20 Jahren auf wenige
Monate zu verkürzen.
Überdies habe der ungarische Gesetzgeber den Betroffenen die Möglichkeit genommen,

die Gültigkeit ihrer Verträge im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens nachzuweisen und ihr
in Art. 47 GRCh verankertes Recht auf Zugang zu einem unparteiischen Gericht beein-
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trächtigt. Ferner hätten die im Ausgangsverfahren in Rede stehenden nationalen Vorschriften
auch das in Art. 17 GRCh verankerte Recht auf Eigentum beeinträchtigt, insbesondere
dadurch, dass den enteigneten Inhabern von Nießbrauchsrechten – unter Berücksichtigung
der Tatsache, dass eine Investition in einen Nießbrauch grundsätzlich ein langfristiges Rechts-
geschäft darstelle – keine angemessene Entschädigung garantiert und der Grundsatz des Ver-
trauensschutzes missachtet worden sei. Die ungarische Regierung bezieht sich hingegen auf
Art. 345 AEUV, der den Grundsatz der Neutralität der Verträge gegenüber der Eigentums-
ordnung in den Mitgliedstaaten zum Ausdruck bringe.
Unter diesen Umständen hat das ungarische Verwaltungs- und Arbeitsgericht das Ver-

fahren ausgesetzt und dem EuGH seine Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt.
Er legt dem EuGH folgende Frage zur Vorabentscheidung vor:
Ist eine nationale Regelung, wonach in der Vergangenheit bestellte Nießbrauchsrechte an

landwirtschaftlichen Flächen, deren Inhaber keine nahen Angehörigen des Eigentümers dieser
Flächen sind, kraft Gesetzes erlöschen und infolge dessen im Grundbuch gelöscht werden,
mit dem Unionsrecht vereinbar?
Die ungarische Regierung macht geltend, die Vorlagefrage sei bereits unzulässig, soweit sie

sich auf § 108 des Gesetzes von 2013 über Übergangsregelungen bezögen, da in den Aus-
gangsverfahren nur § 94 des Grundbuchgesetzes angewendet worden sei. § 108 habe bereits
seine vollen Wirkungen entfaltet, und das vorlegende Gericht könne nicht über die Wieder-
herstellung oder den Fortbestand der in den Ausgangsverfahren in Rede stehenden Nieß-
brauchsrechte entscheiden.

Aufgabenstellung: Wird der Europäische Gerichtshof auf diese Frage antworten und falls ja, wie wird
seine Antwort aussehen?

Bearbeitervermerk: Nehmen Sie zu den aufgeworfenen Rechtsfragen, gegebenenfalls hilfsgutachter-
lich, in einem umfassenden Gutachten Stellung.

& LÖSUNG

A. ZULÄSSIGKEIT
Der EuGH wird die Fragen des ungarischen Gerichts beantworten, wenn die Zulässigkeits-
voraussetzungen für ein Vorabentscheidungsersuchen gem. Art. 267 AEUV vorliegen.

I. Zuständigkeit
Gemäß Art. 267 I AEUV ist der EuGH zuständig.

II. Vorlageberechtigung/-verpflichtung
Gemäß Art. 267 II AEUV ist jedes Gericht eines Mitgliedstaates vorlageberechtigt. Zur Vor-
lage verpflichtet sind gem. Art. 267 III AEUV solche Gerichte, deren Entscheidungen selbst
nicht mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts angefochten werden können.
Zur Beurteilung der rein unionsrechtlichen Frage, ob die vorlegende Einrichtung Gerichts-

charakter besitzt, stellt der EuGH auf eine Reihe von Gesichtspunkten ab, wie gesetzliche
Grundlage der Einrichtung, ständiger Charakter, obligatorische Gerichtsbarkeit im streitigen
Verfahren, Anwendung von Rechtsnormen durch diese Einrichtung sowie deren Unabhän-
gigkeit (vgl. Grabitz/Hilf/Nettesheim/Karpenstein, Das Recht der Europäischen Union,
66. EL 2019, AEUV Art. 267 Rn. 15 ff.). Vorliegend geht es um ein ungarisches Verwaltungs-
und Arbeitsgericht, von dem mangels anderweitiger Angaben anzunehmen ist, dass es die
Voraussetzungen des unionsrechtlichen Gerichtsbegriffs erfüllt.

III. Zulässiger Vorlagegegenstand
Der EuGH entscheidet über die Auslegung der Verträge gem. Art. 267 I lit. a AEUV und
über die Gültigkeit und die Auslegung der Handlungen der Organe, Einrichtungen oder
sonstigen Stellen der Union gem. Art. 267 I lit. b AEUV, ist aber nicht zur Auslegung
nationalen Rechts befugt und entscheidet nie über den konkreten Fall. Folglich muss die
Vorlagefrage stets abstrakt formuliert sein und darf sich nicht auf den konkreten Fall bezie-
hen. Der EuGH formuliert die Vorlagefrage gegebenenfalls um.
Vorliegend fragt sich das Gericht, ob eine nationale Regelung, wonach in der Vergangen-

heit bestellte Nießbrauchsrechte an landwirtschaftlichen Flächen, deren Inhaber keine nahen
Angehörigen des Eigentümers dieser Flächen sind, kraft Gesetzes erlöschen und infolgedes-
sen im Grundbuch gelöscht werden, mit dem Unionsrecht vereinbar ist. Es geht folglich um
eine Auslegungsfrage des Primärrechts gem. Art. 267 I lit. a AEUV. Die Frage ist abstrakt
formuliert, weshalb sie keiner Umformulierung bedarf.

Vorabentscheidungsverfah-
ren nach Art. 267 AEUV

unionsrechtlicher
Gerichtsbegriff

abstrakte Vorlagefrage
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